30/03/2004

Antwort auf die Anhörung zur Autobahn Klipleff-Sonderburg

Die Schleswigsche Partei setzt sich für die übergeordnete Zielsetzung ein, dass die Amtsstraßen den zukünftigen Bedarf decken und der Berechung über die Verkehrssicherheit verbessern sollen. Dies ist auch ein sehr guter Ausgangspunkt, um das vorliegende Projekt, den Ausbau der Straßen nach Sonderburg, zu beurteilen.

Aber die Schleswigsche Partei zweifelt an der Richtigkeit der vorliegenden Prognosen über den Verkehr nach Alsen und über die Verkehrssicherheit. Auf vergleichbaren Autobahnstrecken in Jütland hat sich der Verkehr nicht gemäß den Prognosen entwickelt, und die Bevölkerungsprognosen stützen ebenso wenig die beschriebenen Fortschreibungen des Verkehrs. Informationen und Zahlen zur Verkehrssicherheit mussten zwischenzeitlich korrigiert werden. Deshalb stellen wir die vorliegende Beschlussgrundlage zum Bau einer Autobahn nach Sonderburg in Frage.

Die Verteilung der Verkehrsströme, die in den Untersuchungen beschrieben wird, zeigt darüber hinaus, dass die Entlastung der bestehenden Straßen bei einer I-Lösung nicht zufrieden stellend wäre. Im Gegenteil: ein großer Teil des Personenverkehrs würde auch weiterhin die bestehenden Wege statt einer Autobahn mit den vorgeschlagenen Auffahrten wählen. Besonders um Sonderburg und Apenrade herum und bei Rinkenis würde auch mit einer Autobahn keine zureichende Entlastung erreicht. Daher meinen wir von der Schleswigschen Partei, dass ein Ausbau der bestehenden Straßen vorzuziehen ist.

Der Zeitgewinn wäre insbesondere bei der vorgeschlagenen I-Lösung so gering, dass die Benutzung der Autobahn für den Nahverkehr zwischen Krusau-Sonderburg und Apenrade-Sonderburg keinen Anreiz darstellen würde. Zwischen Apenrade und Sonderburg betrüge der Zeitgewinn höchstens 2–7 Minuten. Das ist in der Regel weniger als die Wartezeit vor den gewöhnlichen Ampeln in den Städten.

Die Schleswigsche Partei weist darauf hin, dass die Bürger in Nordschleswig hinsichtlich des Umwelt- und Naturschutzes sehr strengen Anforderungen und Einschränkungen unterliegen, während in Verbindung mit dem Autobahnprojekt offenbar sogar von internationalen Regelungen eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden soll, die den Schutz des Habitatgebiets beim Hostruper See betreffen.
Die Autobahnzubringer bei Klipleff und insbesondere am Flensborgvej schaden der Umwelt und den wertvollen Naturgebieten um Klipleff und Søgård herum in einem Ausmaß, dass dies nicht durch die Einrichtung der vorgeschlagenen Ersatzbiotope kompensiert werden kann.

Die Kritik richtet sich abschließend auch gegen eine Investition in Milliardenhöhe, die durch öffentlich-private Partnerschaft finanziert werden soll. Das sogenannte OPP-Modell macht das Projekt noch teurer (über 1,5 Mia. DKK). Die kommenden Generationen sind diejenigen, die für ein Projekt zu bezahlen haben werden, das vielleicht niemals die Verkehrssicherheit in dem geplanten Umfang erhöhen wird und das im Verhältnis zum zukünftigen Verkehr als überdimensioniert bezeichnet werden muss.

Die Schleswigsche Partei ist nicht der Meinung, dass der Vorschlag zum Bau einer Autobahn Klipleff-Sonderburg ökonomisch und mit Rücksicht auf die Umwelt tragfähig ist, und schlägt stattdessen einen bedarfsorientierten und schrittweisen Ausbau der bestehende Straßen vor, der

- der Verkehrsentwicklung besser angepasst werden kann
- mehr Rücksicht auf Umwelt- und Natur nimmt
- eine umweltverträgliche, tragfähige Vewrkehrsentwicklung sichert

Ein schrittweiser Ausbau der existierenden Straßen wäre dagegen ökonomisch und umweltpolitisch eine vernünftige Investition!

